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Jörg Reinholz
Hafenstr. 67
34125 Kassel
☎ 0561 317 22 77
 0561 217 22 76

Kassel, am 10.05.2014

In dem Verfahren 90 JS 149/13 haben sich weitere Erkenntnisse bzw. Beweise ergeben, nach 
denen die Ermittlungen auszuweiten sind:

1.)
Im Verfahren vor dem LG Bautzen, Az.  2 O 520/11, trug die Euroweb (laut Urteil, Seite4) durch 
die beschuldigten Anwälte Berger und Buchholz zunächst wie folgt vor:

• Die Erstellung der Webseiten als solche für die beklagte Partei als Referenzkunde habe 
NICHT kostenlos sein sollen.

Das wurde dann abgeändert. Denn im Urteil führt das Gericht aus:

"Erst mit Schriftsatz vom 6.2.2012 hat die Klägerin unstreitig gestellt, dass die Erstellung 
der Webseiten als solche für die beklagte Partei als Referenzkunde habe kostenlos sein 
sollen. Sie behauptet, dass die vereinbarten monatlichen Entgelte keine solchen 
Erstellungskosten enthalten sollen und bietet im nachgelassenen Schriftsatz hierfür 
Zeugenbeweis an."

Auf den Widerspruch zu der enormen Anzahl anderer Verfahren, in denen Erstellungskosten der 
Webseiten bei Kündigungen eben des selben Vertragsmodells gemäß § 649 Satz 2 BGB 
abgerechnet wurden – also die monatlichen Entgelte doch diese Erstellungskosten beeinhalten –  
wird hingewiesen. Dort wurde immer wieder das Gegenteil behauptet. 

Da das Gericht der Euroweb die Kosten der Erstellung der Webseiten nicht zuerkennen wollte 
wurde in vor dem LG Bautzen behauptet, solche wären nicht enthalten, die gesamte Monatsrate 
würde nur für die Kosten für Pflege, Hosting, Mailverkehr enthalten, die dann – bei dem gleichen 
Vertragsmodell und Produkt – dem Gericht auch sehr viel teurer vorgerechnet wurden als in 
anderen Verfahren.. Auch  hier liegt hinsichtlich des bewusst falschen Vortrages der Versuch vor, 
das Gericht zu täuschen  um zu Unrecht einen Vermögensvorteil zu erzielen und den Anwälten war
der Widerspruch zu dem sonstigen Vortrag bekannt, diese wussten also, dass sie unwahr vortragen,
haben bewusst an der Straftat des Prozessbetrugs teil genommen.

Jörg Reinholz, Hafenstr. 67, 34125 Kassel

Staatsanwaltschaft Düsseldorf
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2.)
Im Beschluss des LG Chemnitz, Az. 4 O 1209/11 vom 20.12.2011 finden sich folgende Umstände

1. stark abweichender Vortrag zu den ersparten Kosten
2. unwahrer Vortrag: keine Ersparnis hinsichtlich der Erstellung der Webseite und des 

Webshops (ergibt sich aus dem Fehlen in der Aufzählung auf Seite 7 im Urteil)

Das LG Chemnitz stellte dann im Urteil fest, dass auf Grund des wechselnden Vortrages das 
vorgelegte Zahlenwerk der Euroweb Internet GmbH zu § 649 Satz 2 BGB

1. nicht nachvollziehbar sei und 
2. nicht mit der Bilanz übereinstimmen könne (Seite 8 des Urteils) weil dieser zufolge 

insbesondere die Leistungen nicht nur durch fest angestellte Mitarbeiter erbracht würden.

Mithin, dass der Vortrag unwahr wahr. Dass er vorsätzlich war ergibt sich aus den Umständen, die 
Täuschungsabsicht und der hierdurch beabsichtigte Vermögensgewinn aus der Klage selbst.

Vertreten wurde die Euroweb von der Kanzlei Berger Law LLP der mit Beschuldigten 
Rechtsanwälte Berger und Buchholz. 

Nur durch die Zurückweisung der Klage, also weil das Gericht die Unwahrheit des Vortrages 
erkannte blieb es bei dem strafbaren Betrugsversuch. Hier zu hat bereits die Staatsanwaltschaft 
Chemnitz (Az.  740 Js 7539/12) ermittelt, das Verfahren jedoch aus nicht nachvollziehbaren 
Gründen eingestellt, es wurde also nie eine Anklage erhoben. Eine Gerichtsverhandlung fand also 
nicht statt, was eine Doppelverfolgung gemäß Art. 103 GG ausschließt.

Anlage Beschluss des   LG Chemnitz, Az. 4 O 1209/11 vom 20.12.2011

3.)
Erschwerend kommt hinzu, dass die Anwälte der Berger Law LLP in die unter 2. gegenständliche 
Verfahrensakte der Staatsanwaltschaft Chemnitz (Az.  740 Js 7539/12)  Einblick nahmen, dort 
einen Auszug aus der INPOL-Datenbank der Polizei vorfanden und am 18.09.2012, also 
umgehend, aus diesem Auszug entgegen § 203 StGB veröffentlichten um mich öffentlich herab zu 
würdigen in dem just diese Kriminellen mich als Kriminellen hinstellen.

Diese Veröffentlichung ist noch immer unter der URL

http://gerichtsreporterin.wordpress.com/2012/09/18/die-tranen-des-j-r-uberall-ist-er-einschlagig-
bekannt-bei-inpol-ist-er-zwischen-2006-und-2011-wegen-34-delikten-erfasst/

abrufbar und lautet:

„Was auch absolut verständlich ist. Denn allein für den Zeitraum von 2006 bis 2011 ist er 
laut Inpol gleich 34 mal polizeilich erfasst worden, davon allein 11 mal wegen Verleumdung 
nach Paragraph 187 Strafgesetzbuch (StGB). Und mit dem Verleumden ist J.R., der 
WAHNsinnige, ja recht schnell bei der Sache. In allererster Linie dann, wenn es um den 
Düsseldorfer Internetdienstleister Euroweb (CEO: Christoph Preuß, Daniel Fratzscher) 
geht.“
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und weiter:

„Nimmt man es also jetzt sehr genau, dann müsste J.R., der WAHNsinnige, den Rest seines 
Lebens hinter Gitter verbringen. Wobei allerdings das Register der Delikte, wegen derer er 
polizeilich aufgefallen war, noch lange nicht zu Ende ist. Denn allein zwischen 2006 und 
2011 war er neunmal wegen Beleidigung gemäß Paragraph 185 StGB und viermal wegen 
übler Nachrede gemäß Paragraph 186 StGB bei den Behörden aktenkundig geworden. Im 
gleichen Zeitraum fiel er zweimal wegen Betrug, davon einmal in Sachen Computerbetrug, 
auf.

Damit nicht genug. Gleich zweimal verzeichneten die Behörden für J.R., dem 
WAHNsinnigen, ein „Bankrott“ gemäß Paragraph 283 StGB, zweimal Verstöße gegen das 
Kunsturheberrechtsgesetz sowie jeweils einmal eine Fälschung beweiserheblicher Daten 
(Paragraph 269 StGB), eine Bedrohung (Paragraph 241 StGB), eine Nachstellung 
(Paragraph 238 StGB) und eine verbotene Mitteilung über Gerichtsverhandlungen 
(Paragraph 353d StGB). Wohl gemerkt und nochmals erwähnt: Diese Aufstellung gilt nur 
für den Zeitraum von 2006 bis 2011.“

Ich zeige auch diesen Verstoß gegen § 203 StGB an und stelle Strafantrag wegen Beleidigung, 
Verleumdung und übler Nachrede gemäß § 185, 186, 187, 192 ff StGB. Ich bin für Dritte 
erkennbar, weil ich in anderen Artikeln mit vollem Name genannt werde, zu dem ist meine 
Tätigkeit hinsichtlich des Aufdeckens der kriminellen Handlungen der Euroweb der Öffentlichkeit 
breit bekannt, weshalb die Nennung meiner Initialen reicht. Die Aufzählung macht der 
Öffentlichkeit vor, ich hätte Straftaten begangen. Fakt ist jedoch, dass in der Mehrzahl der 
genannten Anzeigen nicht mal Verfahren eröffnet wurden.

Der Verstoß demonstriert besonders deutlich die besonders enge kriminelle Zusammenarbeit 
zwischen der Euroweb und den mit beschuldigten Anwälten Berger und Buchholz. Diese wissen 
auch, dass die kriminell handeln und veröffentlichen deshalb unter dem Pseudonym  „Gisela 
Mertens“. Für deren Urheberschaft gibt es weiteren Beweis, jedenfalls dafür, dass die 
Veröffentlichung aus den Geschäftsräumen der Berger Law LLP heraus erfolgte. 

Diese Verstöße sind besonders schwer wiegend, weil die beschuldigten Rechtsanwälte die 
besondere Stellung ihres Berufes missbrauchten.
Ich habe dazu auch schon öffentlich im WDR vorgetragen, worauf hin mich die Euroweb und 
deren Anwälte dem WDR und der Produktionsfirma (Genau.TV GmbH) gegenüber als geistig 
krank darstellen wollten – wohl wissend, dass diese mit dieser Darstellung und dem Antrag, mich 
psychiatrisch zu untersuchen, bereits zwei mal vor den Gerichten gescheitert waren.

Auch hier missbrauchten die Beschuldigten die besondere Stellung ihres Berufes als „Organe der 
Rechtspflege“. Es besteht zwischen den Straftaten der Anwälte zu meinem Nachteil und dem 
Prozessbetrug ein enger Zusammenhang, weil die Anwälte Philipp Berger und Andreas Buchholz 
durch die Straftaten nach §§ 185ff, 192, 203 StGB ganz bewusst meine Glaubwürdigkeit 
beschädigen und so verhindern sollen, dass die übrigen Straftaten öffentlich bekannt und 
untersucht werden.

Zeuge hierfür:

Immo Mäueler
Genau.TV GmbH
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Vogelsanger Str. 286
D-50825 Köln

Einen weiteren Verstoß der Herren Philipp Berger und Andreas Buchholz, der Veröffentlichung aus
einem – offensichtlich falschem ärztlichem Gutachten eines Dr. Nau über „mögliche 
psychiatrische Störung“ meiner Person auf der Webseite der Anwälte Berger und Buchholz, die 
dem selben Ziel diente, habe ich bereits als Verstoß gegen §§ 185ff, 192, 203 StGBStGB 
angezeigt.

Ich weise darauf hin, dass mehrere Sachbestände hinsichtlich der Definition von 
„organisierter Kriminalität“ erfüllt sind und dass die Beschuldigten  die Straftaten auch 
aktuell fort setzen.

Ich rege an, das zu unterbinden – was mindestens dadurch erfolgen sollte, dass die Landgerichte 
und Oberlandesgerichte über das Ermittlungsverfahren und die ersten Erkenntnisse informiert 
werden um Maßnahmen (Aussetzung der anhängigen Sachen nach § 149 ZPO) verhängen zu 
können und dass ggf. ein Vertretungsverbot erwirkt wird, so dass die Anwälte Berger und 
Buchholz und auch deren Angestellte die Euroweb und deren Töchter nicht mehr vertreten dürfen.

Ferner sind wohl auch Vermögenswerte zu sichern, damit die Opfer entschädigt werden können.

Mit freundlichen Grüßen

Jörg Reinholz
Kassel, am 10. Mai 2014


















